
Antrag
beschlossen von der Mitgliederversammlung der LINKEN.Charlottenburg-Wilmersdorf am 13.02.2008

Der Landesparteitag der Partei DIE LINKE möge beschließen:

Die Abgeordnetenhausfraktion der Partei DIE LINKE und die ihr angehörenden Se​natoren werden aufgefordert, darauf hinzuwirken, dass das Land Berlin bei der anste​henden Abstimmung im Deutschen Bundesrat dem Vertrag von Lissabon nicht seine Zustimmung gibt. 

Begründung: 

Am 13. Dezember 2007 unterzeichneten Vertreter der 27 Mitgliedstaaten der EU den Vertrag von Lissabon zur Änderung des Vertrags über die Europäische Union und des Vertrags zur Gründung der Europäischen Gemeinschaft. Dieser Vertrag ist weitge​hend identisch mit dem in Volksabstimmungen in Frankreich am 29. Mai und in den Niederlanden am 1 Juni 2005 gescheiterten Verfassungsvertrag. Im Wesentlichen wurde nur auf die Nennung der Symbole der Union (Flagge, Hymne, Leitspruch, Ge​denktag) sowie auf die Bezeichnung Verfassungsvertrag verzichtet. Von den politi​schen Eliten wird dies auch nicht bestritten. So erklärte etwa Bundeskanzlerin Merkel, dass der Lissabonner Vertrag "weitgehend identisch mit dem Verfassungsvertrag" ist. Der Präsident des Europäischen Konvents, Giscard d' Estaing beschrieb ihn "als alten Brief in neuem Umschlag". Man hielt es daher nicht für notwendig, die erforderlichen Lehren aus der Tatsache zu ziehen, dass der Verfassungsvertrag in zwei Mitgliedslän​dern aus inhaltlichen Gründen abgelehnt wurde. 

Wie schon der Verfassungsvertrag so enthält auch der Lissabonner Vertrag - im Un​terschied zum deutschen Grundgesetz - kein Bekenntnis zum Sozialstaat. Er ver​pflichtet vielmehr die EU auf eine Wirtschaftspolitik des neoliberalen Dogmas einer "offenen Marktwirtschaft mit freiem Binnenmarkt". Die in ihm festgeschriebene Währungspolitik mit der alleinigen Ausrichtung auf Preisstabilität und Unabhängig​keit der Europäischen Zentralbank behindert erforderliche Konjunktur- und Struktur​politiken in den Mitgliedsstaaten.

In der gemeinsamen Sicherheits- und Verteidigungspolitik bleibt es bei der Orientie​rung auf weltweite Militärinterventionen. Die Mitgliedstaaten werden sogar "ver​pflichtet, ihre militärischen Fähigkeiten schrittweise zu verbessern". Vertraglich fest​geschrieben wird die Einrichtung einer "Europäischen Verteidigungsagentur" als In​strument zur "Entwicklung der Verteidigungsfähigkeiten, Forschung, Beschaffung und Rüstung" und zur "Stärkung der industriellen und technologischen Basis des Verteidigungssektors". 

Der Lissabonner Vertrag beseitigt nicht das erhebliche Demokratiedefizit innerhalb der Europäischen Union. Das Europäische Parlament erhält weiterhin kein Initiativ​recht und kann weder den Präsidenten der Kommission noch die Kommissare wirk​lich wählen. Das in ihm neu geschaffene Amt eines "Präsidenten" des Rates und die aufgewertete Funktion eines "Hohen Vertreters" für die auswärtige Politik unterliegen keinerlei parlamentarischer Kontrolle. 

Die Partei die Linke hat sich bereits aus Anlass der Unterzeichnung des Lissabonner Vertrags gegen ihn ausgesprochen. In einem Entschließungsantrag vom 12. Dezember 2007 zu einer Regierungserklärung der Bundesregierung hat die Bundestagsfraktion der Partei Die Linke auf Ablehnung plädiert. Die Europäische Linkspartei hat auf ihrem Prager Kongress am 23.-25.11.2007 "Nein zu diesem Vertrag" gesagt und zugleich ihre Mitgliedsparteien aufgefordert, die Kampagne für Volksabstimmungen über den Lissabonner Vertrag in allen Mitgliedsländer fortzuführen und zu intensivie​ren. 
